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Ergänzung 

zum 

Schriftlichen Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

— Drucksache 2740 — 

über den Antrag der Fraktionen der SPD, FDP 
zur Beratung der Großen Anfrage der Fraktion der FDP 

— Umdruck 6, Drucksache 82 — 

betr. Haltung der Bundesregierung auf der NATO-Konferenz 
am 16. Dezember 1957 


und über den Antrag der Fraktion der SPD 
zur Großen Anfrage der Fraktion der SPD 

— Umdruck 408, Drucksache 1244 — 

betr. die internationale Lage, die Sicherung Berlins und die 
Wiedervereinigung Deutschlands 


A. Bericht des Abgeordneten Jaksch 

Die Schicksale der deutschen Bevölkerungen in Osteuropa und der Sowjetunion seit 1939 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
hatte in seinem Bericht ■ — Drucksache 2740 — vom 
31. Mai 1961, der sich mit den politischen und 
völkerrechtlichen Aspekten des Problems der Bezie- 
hungen zu den osteuropäischen Staaten und den 
damit verbundenen Problemen, wie z. B. den offenen 
Territorialfragen, heimatrechtlichen Erwägungen, 
wirtschaftlichen, kulturellen, humanitären und so- 
zialen Problemen, befaßt, die einmütige Überzeu- 
gung hervorgehoben, daß auch das Schicksal der in 
den Vertreibüngsgebieten zurückgebliebenen Deut- 
schen in Betracht gezogen werden muß, wenn die 
Frage der Beziehungen zu den osteuropäischen Län- 
dern objektiv beurteilt werden soll. 


Der Ausschuß hat daher beschlossen, die ihm bei 
Anhörung der Vertreter von 20 Landsmannschaften 
und des zuständigen Sachbearbeiters des Deutschen 
Roten Kreuzes in der 8. Sitzung seiner Arbeitsgruppe 
am 9. Februar 1961 zugänglich igewordenen Materia- 
lien über die Schicksale der deutschen Bevölkerun- 
gen in Osteuropa und der Sowjetunion seit 1939 in 
der folgenden Berichterstattung gesondert vorzu- 
legen. 

Mit dem zweiten Weltkrieg war in Osteuropa 
eine Völkerwanderung von gewaltigen Ausmaßen 
verbunden. Die Probleme der Beziehungen zwischen 
dem deutschen Volke und den Völkern Osteuropas 
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müssen daher innerhalb des Gesamtbildes dieser 
beiden Katastrophen gesefhen werden. Die ersten 
Schritte der Annäherung sollten der Bereiniigung 
menschlicher Notstände gelten, die Krieg und Ver- 
treibung hinterlassen haben. Aus dieser Erwägung 
heraus erfolgte durch die Arbeitsgruppe des Aus- 
schusses für auswärtige Angelegenheiten über ost- 
europäische Fragen eine Anhörung von Vertretern 
der Landsmannschaften vertriebener Deutscher so- 
wie der Suchdienstleitstelle des Deutschen Roten 
Kreuzes. Die in diesem Bericht festgehaltenen 
Bekundungen bedürfen einiger einleitender Hin- 
weise. Vor allem muß die Ausgangsposition in Erin- 
nerung gebracht werden. 

Über die zahlenmäßige Stärke der deutschen 
Volkszugehöriglkeit in den einzelnen Staaten Ost- 
und Südosteuropas sowie in den deutschen Ostge- 
bieten geben die beiden statistischen Übersichten 
Auskunft. Aus ihnen geht hervor, daß dort bis zum 
zweiten Weltkrieg eine seit Jahrhunderten beheima- 
tete, also bodenstärudige deutsche Bevölkerung von 
insgesamt 18,3 Millionen leibte. Hiervon entfielen 
auf die deutschen Ostgebiete in den Grenzen von 
1937 9,5 Millionen und auf Südost- und Osteuropa 
8,8 Millionen. 


Übersicht 1 


Deutsche Bevölkerungen in den einzelnen Staaten 
Ost- und Südosteuropas vor dem zweiten Weltkrieg 

(1. iSeptember 1939) 


deutsche Volks- 
angehörige 


Sowjetunion 1 423 000 

Estland 17 000 

Lettland 63 000 

Litauen 52 000 

Memelgebiet HB 000 

Danzig 380 000 

Polen 963 000 

Tschechoslowakei 3 477 000 

Ungarn 623 000 

Rumänien 786 000 

Jugoslawien 537 000 

Bulgarien 5 000 


Zusammen 8 852 000 


Quelle: Die deutschen Vertreibungsverluste, heraus- 
gegeben vom Statisitischen Bundesamt, Wies- 
baden-Stuttgart 1959 (Beitrag über Polen von 
Prof. Dr. W. Kuhn) 


^) außerdem 408 000 zweisprachige 


Übersicht 2 


Die Bevölkerung der deutschen Ostgebiete 
in den Grenzen von 1937 

(Ergebnisse der Volkszählung vom 17. Mai 1939) 


Gebiet 

Gesamt- 

bevölkerung 

1 Personen 

davon waren 

' deutscher ' , nich^ 

i , deutscher 

Volkszugehörigkeit 

Ostpreußen . . 

2 488 T 22 

2 473 000 

15 122 

Ostpommern . . 

1 895 230 

1 883 700 

11 530 

Os tb r a nd enb u r g 

644 834 

642 000 

2 834 

Schlesien ^) . . 

4 592 641 

4 576 499 

16 142 

deutsche Ost- 

gebiete . 

9 620 827 

9 575 199 

45 628 


Quelle : Mitteilungen des Statistischen Bundesamtes 
vom 21. Februar 1959 


Ü Nieder- und Oberschlesien — soweit ostwärts der 
Oder-Neiße-Linie — • und Ostteil des sächsischen Stadt- 
und Landkreises Zittau 

-) Die Besiedlungsverhältnisse in den deutschen Ost- 
gebieten wurden nach dem ersten Weltkriege durch 
die unter internationaler Kontrolle durchgeführten 
Volksabstimmungen in Ost- und Westpreußen sowie 
in Oberschlesien festgestellt und durch Volkszählun- 
gen vor der nationalsozialistischen Machtübernahme 
bestätigt. Für Deutschland stimmten in den Abstim- 
mungsgebieten von 

Masuren (Allenstein) am 11. Juli 1920 97,8 v. H. 

Westpreußen (Marienwerder) 

am 11. Juli 1920 92,4 v. H. 

Oberschlesien am 20. März 1921 58,3 v. H. 

Im Zuge der Teilung Oberschlesiens verblieben die 
west-oberschlesischen Gebiete beim Deutschen Reich, 
in denen sich 71,2 v. H. der Stimmberechtigten für 
Deutschland und 28,8 v. H. für Polen erklärt hatten 
(Journal officiel de la Haute Silesie Nr. 21 vom 
7. Mai 1939). Anläßlich der Volkszählung des Jahres 
1925 wurden in Deutsch-Oberschlesien 11 v. H. pol- 
nischsprachige und 27 V. H. doppelsprachige Einwoh- 
ner gezählt. Bei den letzten freien Wahlen in den deut- 
schen Ostgebieten (am 6. November 1932 zum Deut- 
schen Reichstag) wurden 0,37 v. H. aller gültigen Stim- 
men für die polnischen Listen abgegeben. 


Diese Zahlen lassen erkennen, daß das deutsche 
Volk bis zum zweiten Weltkrieg breite menschliche 
Berührungsflächen mit fast allen Völkern Ost- 
europas aufzuweisen hatte. Sie zeigen ferner, daß 
in den deutschen Ostgebieten eine kompakte deut- 
sche Bevölkerung von fast 10 Millionen Menschen 
wohnte. 

Das deutsch-^sowjetische Abkommen vom 23. Au- 
gust 1939 leitete tiefgehende strukturelle Ver- 
änderungen in Osteuropa ein. Es war der Aus- 
gangspunkt einer Reihe von Verträgen zwischen 
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dem Deutschen Reich einerseits, der Sowjetunion 
und den baltischen Staaten andererseits über die 
Umsiedlung deutscher Volksgruppen. Im Zuge der 
Durchführung dieser Verträge wurden die deut- 
schen Volksgruppen aus den baltischen Ländern, 
aus Ostpolen (Wolhynien, Bukowina und Dobrud- 
scha) umgesiedelt. Ähnliche Umsiedlungen fanden 
aus den ehemals österreichischen Teilen Jugosla- 
wiens (Bosnien und Gottscheer Sprachinsel) statt. 
Insgesamt betrafen diese Maßnahmen etwa 800 000 
Volksdeutsche, die zum Teil in besetzten polnischen 
Staatsgebieten angesiedelt, zum anderen Teil mdt 
dem Versprechen einer späteren Ansiedlung in die 
Kriegsv/irtschaft des Dritten Reichs eingegliedert 
wurden. Dazu kamen noch weitere Gruppen deut- 
scher Kolonisten aus der Sowjetunion, zusammen 
rund 300 000 Personen, die im Anschluß an die 
deutsche Besetzung Südrußlands nach Deutschland 
evakuiert wurden. Diese Umsiedler aus der Sowjet- 
union und aus verschiedenen osteuropäischen Län- 
dern erhielten im Dritten Reich die deutsche Staats- 
angehörigkeit. Die wehrfähigen Männer dieser Be- 
völkerungsteile wurden damit automatisch zum 
Dienst in der deutschen Wehrmacht verpflichtet. 

Ungeachtet des überwiegend vertragsmäßigen 
Ausganspunktes dieser Umsiedlungen hat die So- 
vrjetunion nach dem Kriege die Deutschen aus den 
baltischen Ländern und aus altsowjetischen Gebie- 
ten wieder als Sowjetbürger reklamiert. Dies war 
der Ursprung zahlreicher humanitärer Probleme, die 
durch die Herstellung diplomatischer Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik und der Sowjetunion 
1955 erneut aufgeworfen wurden und die bisher 
nur in geringem Umfange bereinigt werden konn- 
ten, Vielfach sind diese Umsiedler in ihren neuen 
Wohnsitzen von den vordringenden sowjetischen 
Armeen überrollt worden. Soweit sich solche Um- 
siedler nach dem Kriege in den westlichen Besat- 
zungszonen befanden, wurden sie in vielen Fällen 
von den Westmächten an sowjetische Behörden aus- 
geliefert und nach Rußland zurückgebracht. Sie teil- 
ten dort das Schicksal der Wolgadeutschen und an- 
derer Teile der europäischen und kaukasischen Ruß- 
landdeutschen, die während des Krieges von der 
Sowjetregierung deportiert und in Internierungs- 
lagern und Sondersiedlungen festgehalten wurden. 
Unter der Beschuldigung, während des Krieges die 
Okkupanten unterstützt und einen Aufstand vorbe- 
reitet zu haben, wurden sie diesen kollektiven 
Strafmaßnahmen unterworfen. 

Nach der sowjetischen Volkszählung von 1959 be- 
trägt die Zahl der heute in der Sowjetunion leben- 
den deutschen Volkszugehörigen 1,G2 Millionen, 
doch befinden sich darunter mindestens 400 000 
Deutsche, die aus Gebieten stammen, die nicht zur 
Sowjetunion in den Grenzen von 1937 gehören ^). 

Mit dieser Tragödie der Volksdeutschen, welche 
Hitler den Eroberungszielen seiner Ostpolitik 
opferte, ist das spätere Schicksal der Ostdeutschen, 
Sudetendeutschen, Ungarn-, Rumänien- und Jugo- 
slawiendeutschen eng verbunden. Aus den Begleit- 
umständen der Kriegsbeendigung ergeben sich wei- 


vgl. Außenpolitik 1961/4, April „Die deutsche Bevöl- 
kerung in der Sowjetunion" 


tere Zusammenhänge. Die Schlußphase des zweiten 
Weltkrieges und das unmittelbar darauf folgende 
Geschehen vor den Ostgrenzen Deutschlands und in 
Ost- und Mitteldeutschland haben im Weltbewußt- 
sein nur geringe Spuren hinterlassen. Die Überrol- 
lung des östlichen und mittleren Deutschland durch 
sowjetische Armeen, das Schicksal der Zivilbevölke- 
I rung von Ostpreußen, Danzig, Pommern, Ost-Bran- 
j denburg und Schlesien, die Haß- und Vergeltungs- 
I wellen gegen die Deutschen des „Protektorats Böh- 
j men und Mähren", Polens und Jugoslawiens sind 
I historische Vorgänge, die bis in die Gegenwart 
' nachwirken. Zu den Millionen von Zivilpersonen, 
die zuvor aus brennenden Städten oder vor den 
herannahenden Armeen geflüchtet waren, gesellten 
sich nach dem Waffenstillstand die Elendszüge von 
Sudetendeutschen und Ostdeutschen, die z. T. vor 
den Potsdamer Beschlüssen aus ihren angestamm- 
ten Wohnsitzen wahllos vertrieben worden waren. 
Das alles hat seinerzeit Winston Churchill als ein 
„Drama von ungeheuren Ausmaßen" bezeichnet. Bis 
heute jedoch werden diese Vorgänge von der Welt- 
öffentlichkeit kaum gesehen und gewertet. Das 
Weltgewissen hat weder die Schreckenszahl von 
2,1 Millionen deutschen Vertreibungstoten regi- 
striert, noch das Schicksal von 800 000 deutschen 
I Zivilverschleppten, die nach dem Kriege vom Balkan 
bis Mitteldeutschland zur Zwangsarbeit in die So- 
wjetunion geschafft wurden. Kein lebendiges Rechts- 
gefühl wandte sich den mehr als zwei Millionen 
Deutschen zu, die in den Vertreibungsgebieten als 
I Menschen ohne Menschenrechte zurückblieben. Im 
i Bewußtsein der Völker haben sich die national- 
I sozialistischen Verletzungen der Menschenrechte 
I viel stärker eingeprägt als das Vertreibungsdrama 
I nach dem Kriege. Das ist angesichts der furchtbaren 
Verbrechen des Hitlerregimes verständlich, aber die 
Gerechtigkeit verlangt, daß wenigstens anderthalb 
; Jahrzehnte später auch die andere Seite gesehen 
' und gewertet wird. 


' Eine objektive Beurteilung der schwierigen Auf- 
gaben der deutschen Demokratie bei der Vorberei- 
tung eines dauerhaften Friedens mit den Völkern 
: Osteuropas erfordert es, auch die Summe der Lei- 
den zu sehen, die die Verbrechen Hitlers dem deut- 
schen Volke selbst zugefügt haben. Die Zusammen- 
fassung der Berichte der einzelnen Landsmannschaf- 
; ten, die der Arbeitsgruppe des Ausschusses für aus- 
! wärtige Angelegenheiten unterbreitet wurden, er- 
I folgt nicht zum Zwecke einer sinnlosen „Aufrech- 
! nung“ von Kriegs- und Nachkriegsverbrechen, son- 
I dem im Streben nach Gerechtigkeit und Mensch- 
j lichkeit. 


1. Die Lage der deutschen Bevölkerung in den 
unter polnischer Verwaltung stehenden deut- 
schen Ostgebieten 

In den polnisch verwalteten deutschen Ostgebie- 
ten leben gegenwärtig noch immer mehr als 1,2 Mil- 
lionen Menschen, die von den Polen als Autochthone 
bezeichnet werden, da sie dort bodenständig und 
seit altersher beheimatet sind. Es handelt sich hier 
um Angehörige des ehemaligen Deutschen Reichs, 
die immer noch die deutsche Staatsangehörigkeit 
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besitzen und sich zum weit überwiegenden Teil zum 
Deutschtum bekennen. Nach deutschem Recht sind 
sie deutsche Staatsbürger. Hiervon leben im süd- 
lichen Teil Ostpreußens über 100 000 (Deutsche und 
deutsch gesinnte Masuren), in OiStpommern min- 
destens 60 000 und in Ostbrandenburg etwa 5000 
Personen. Obwohl in den Jahren 1950 bis 1960 
allein etwa 75 000 Deutsche aus Niederschlesien in 
die Bundesrepublik Deutschland ausgesiedelt wur- 
den, dürften sich auch dort noch mehrere Tausend 
Deutsche befinden. 

Hingegen stellt die Lage in Oberschlesien ein 
Sonderproblem dar, das in diesem Bericht noch er- 
örtert werden wird. 

Diese zurückgehaltenen deutschen Volksteile 
leben unter außerordentlich schwierigen Umstän- 
den. Der Druck der staatlich gelenkten Entnationali- 
sierung und die Verweigerung des bescheidensten 
kulturellen Eigenlebens werden als schwere Be- 
lastung empfunden. Für die Kinder der „Auto- 
chthonen“ gibt es keine Ausbildungsmöglichkeit 
in ihrer Muttersprache. Seit zwei Jahren ist nicht 
einmal die Zusendung von deutschen Fibeln und 
anderen Lehrbehelfen mehr zugelassen. Auch die 
kirchliche Betreuung der deutschen Bevölkerungs- 
teile ist bis auf Gefälligkeitsdienste des polnischen 
Klerus unterbunden. 

Obwohl Polen in den letzten Jahren in den Fra- 
gen der Familienzusammenführung und der Aus- 
siedlung Deutscher das größte Entgegenkommen 
unter allen Ostblockstaaten gezeigt hat, sind noch 
immer zahlreiche unerfüllte Wünsche und mensch- 
liche Notstände zu verzeichnen. 195 000 Anträge auf 
Familienzusammenführung und Auswanderung sind 
zur Zeit unerledigt. Darunter befinden sich die Fälle 
von 2200 Ehefrauen, die seit dem Kriege von ihren 
Männern getrennt sind. 11 000 seinerzeit zurückge- 
lassene Kinder, die Eltern oder Angehörige in der 
Bundesrepublik haben, warten ebenfalls noch auf 
die Ausreisebewilligung. Die diesbezüglichen Ver- 
einbarungen zwischen dem Polnischen und dem 
Deutschen Roten Kreuz können nicht zügig durch- 
geführt werden, weil die polnischen Behörden seit 
Anfang 1960 nur 500 bis 700 Personen monatlich 
die Ausreise gestatteten. 

In den ersten drei Monaten des Jahres 1961 sind 
aus den polnisch besetzten deutschen Ostgebieten 
wieder 1706 Deutsche in das Bundesgebiet gekom- 
men; im Jahre 1960 waren es im ganzen 6126 Deut- 
sche. Schon diese Tatsachen beweisen, daß die amt- 
lichen polnischen Angaben über die in den deut- 
schen Ostgebieten zurückgebliebene deutsche Be- 
völkerung — 1959 wurde behauptet, daß sich im 
gesamten polnischen Staats- und Verwaltungs- 
bereich nur noch 3000 Deutsche befunden hätten — 
nicht der Wahrheit entsprechen können. 

Die Auswahl der Fälle erfolgt seit dem Abschluß 
der größeren Umsiedlertransporte durch die regio- 
nalen Milizbehörden, wodurch die Berücksichtigung 
krasser menschlicher Notstände dem Zufall der Ört- 
lichen Einsichten überlassen wird. Nach den vorlie- 
genden Informationen würde die Zahl der Anmel- 
dungen zur Auswanderung Deutscher aus den pol- 
nisch verwalteten Gebieten mindestens das Drei- 


fache der vorliegenden 195 000 Anträge betragen, 
wenn die bloße Antragstellung nicht mit der Gefahr 
des Verlustes des bisherigen Arbeitsplatzes verbun- 
den wäre. Hingegen scheint der in zurückliegenden 
Jahren sehr fühlbar gewesene Mangel an Medika- 
menten in Polen weitgehend behoben zu sein. 

Ein offenes Problem stellt eine auf mindestens 
: 80 000 Menschen geschätzte Anzahl von Kriegsver- 
sehrten und Kriegshinterbliebenen dar, die nach 
deutschem Recht Anspruch auf Kriegsopferversor- 
gung haben. Besonders schwere Härte fälle, die sich 
aus dem Mangel an Prothesen ergaben, konnten 
durch caritative Hilfsmaßnahmen gelindert werden. 
Lebhafte Beschwerde wird über die Zwangseinbür- 
gerungen geführt, durch die junge Deutsche zum 
Wehrdienst in der polnischen Armee gezwungen 
I werden. Insgesamt ist mit etwa 800 000 strittigen 
! Staatsbürgerschaftsfällen zu rechnen, in denen nach 
I deutschem Recht ein Anspruch auf die Ausstellung 
I deutscher Pässe besteht. 

Deutsche, die sich zur Auswanderung in die Bun- 
desrepublik gemeldet haben, sind Objekt der Pro- 
paganda des konsularischen Personals des SBZ-Re- 
gimes, das Pässe für Reisen in die sowjetische Be- 
satzungszone anbietet. Zu diesem Zwecke werden 
von SBZ- Vertretern Sprechstunden in den einzelnen 
Dörfern abgehalten. Es besteht unter der verblie- 
benen deutschen Bevölkerung daher ein lebhaftes 
Bedürfnis nach konsularischer Betreuung durch die 
Bundesrepublik. 

Als besondere Härte wird die Erschwerung des 
Paketverkehrs aus der Bundesrepublik verzeichnet. 
Vielfach können die Adressaten wegen der hohen 
Zollgebühren die Pakete nicht in Empfang nehmen. 
Deutsche Paketempfänger werden auch von kommu- 
nistischen Funktionären in ihren Wohnungen auf- 
gesucht, um sie zu einem Verzicht auf weitere Hilfs- 
sendungen zu bewegen. Im Januar 1961 ist eine 
34jährige deutsche Einwohnerin von Stolp in Pom- 
mern, Frau E. Spadeck, zu zweieinhalb Jahren Ge- 
fängnis verurteilt worden, weil sie Briefe „ins Aus- 
land" (wahrscheinlich in die Bundesrepublik) ge- 
sandt hat, in denen sie um Zusendung von ge- 
brauchten Kleidungsstücken bat. Es wurde ihr bei 
der Gerichtsverhandlung vorgeworfen, daß sie in 
diesen Briefen von Arbeitslosigkeit und Wohnungs- 
not berichtete und damit „die Volksregierung ge- 
schmäht" habe. Die Arbeitsgruppe des Ausschusses 
für auswärtige Angelegenheiten wurde auch auf eine 
Artikelserie in der Danziger Tageszeitung „Glos 
Wybrzeza" vom November 1960 hingewiesen, worin 
der Journalist Stanislaw Majewski unter dem 
Titel „Paketaktion" eine Kampagne gegen die 
Empfänger von Paketen aus der Bundesrepublik 
führte. In diesen Artikeln wurde sogar die Brief- 
stelle einer Paketempfängerin kritisiert, die in 
einem Dankbrief an die Absender geschrieben hatte: 
„Vor Freude habe ich geweint". Es liegen hier un- 
zweifelhaft diskriminierende Maßnahmen und Hand- 
lungen gegen die deutsche Bevölkerung vor, zumal 
die Anzahl von jährlich etwa 60 000 Paketen aus 
der Bundesrepublik gegenüber den 600 000 bis 800 000 
Paketsendungen aus USA an Nationalpolen nicht 
ins Gewicht fällt. Von den ostdeutschen Landsmann- 
schaften wird darauf hingewiesen, daß die geschil- 
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derten Notstände eine durch nichts gerechtfertigte 
Erschwerung des Schicksals der in der Heimat ver- 
bliebenen deutschen Bevölkerung bedeuten. Ihre 
Angehörigen in der Bundesrepublik sind in ihrer 
Hilfeleistung behindert. Die Lösung solcher humani- 
tärer Probleme würde dem Gedanken der Völker- 
verständigung und der Normalisierung der Bezie- 
hungen zwischen Polen und der Bundesrepublik 
Deutschland dienen. Sie entspräche außerdem dem 
Geist und Wortlaut der von den Vereinten Nationen 
beschlossenen Konvention der Menschenrechte. 


2. Die Situation in Oberschlesien 

In der Provinz Oberschlesien in den Grenzen von 
1937 ist die Mehrheit der alteingesessenen Bevöl- 
kerung nach der Besetzung zurückgeblieben. Ihre 
Zahl hat seither, besonders durch dieFamiMenzusam- 
menführung, abgenommen, dürfte aber noch an 
700 000 Menschen betragen. Der Vergleich der deut- 
schen und der polnischen Volkszählungserigebnisse 
für die Provinz Oberschlesien ergibt, daß trotz des 
relativ hohen natürlichen Zuwachses der dortigen 
bodenständigen Bevölkerung die Einwohnerzahl seit 
der Vorkriegszeit stationär geblieben ist. Die ein- 
schlägigen Zahlen sind im Hinblick auf die gegen- 
wärtige Aufgliederung der Bevölkerung aufschluß- 
reich. 

Die Bevölkerungszahl in der Provinz Oberschlesien 
in den Grenzen von 1937 

Deutsche Volkszählung 

vom 17. Mai 1939 1 563 925 Einwohner 

Polnische Zahlen nach dem 
Stande vom 

31. Dezember 1957 1 418 307 Einwohner 

(Fortschreibungen) 

Einen Maßstab für den Anteil der deutschen Bevöl- 
kerung bietet die Unterscheidung der polnischen 
Volkszählung vom pezember 1950 zwischen 
„Autochthonen" und zu gezogener Bevölkerung. 
Unter den „Autochthonen" versteht die polnische 
Statistik die am 1. September 1939 bereits ansässig 
gewesene Bevölkerung einschließlich ihrer direkten 
Nachkommen. Daneben wurden 1950 noch „Umsied- 
ler" aus Innerpolen und „Repatrianten" aus den an 
die Sowjetunion abgetretenen Gebieten und aus der 
Sowjetunion gesondert gezählt. Daraus ergab sich 
folgende Aufgliederung: 

Autochthone 786 000 

Umsiedler 298 000 

Repatrianten 268 000. 

Der heutige Stand der bodenständigen deutschen 
Bevölkerung in der Provinz Oberschlesien läßt sich 
nach den Herkunftsgebieten der Aussiedler bemes- 
sen, die in den Jahren 1957, 1958, 1959 und 1960 
in die Bundesrepublik übersiedelten. Von insgesamt 
207 074 Personen, die im Rahmen dieser Transporte 
ausreisen konnten, kamen 99 173 aus der Provinz 
Oberschlesien, 22 914 aus dem eigentlichen Polen 
und der Rest aus anderen ostdeutschen Gebieten. 


Man kann also 'damit rechnen, daß unter Berück- 
sichtigung des natürlichen Bevölkerungszuwachses 
seit 1955 in der Provinz Oberschlesien noch an 
700 000 deutsche Staatsangehörige wohnen, die sich 
ganz überwiegend zum deutschen Volkstum beken- 
nen. Die Maßnahmen ider polnischen Verwaltung 
zielen darauf hin, diese deutsche Volksgruppe zu 
entnationalisieren. Diesem Ziel dient vor allem der 
Zwang zum Besuch ausschließlich polnischer Schu- 
len und die Zurückdrängung der noch immer weit 
verbreiteten deutschen Sprache. 

Zahlreiche Berichte weisen darauf hin, 'daß zwi- 
schen der deutschen Bevölkerung und den national- 
polnischen Umsiedlern und Repatrianten ein gutes 
Verhältnis herrscht. Für 'die Vorgänge in der 
Bundesrepublik besteht in Erinnerung an die 
deutsche Sozialkultur und Gewerkschaftsarbeit in 
Oberschlesien reges Interesse. 

Auch in Polnisch-Oberschlesien nach den Grenzen 
von 1937 sind noch Angehörige derdeutsthen Volks- 
gruppe zurückgeblieben. Ihre Zahl dürfte sich mit 
jener des polnisch-stämmigen Elements in Deutsch- 
Oberschlesien — soweit es zu den Autochthonen 
gezählt wurde — ausgleichen. Nach diesen Angaben 
bietet gerade die deutsche Provinz Obersdilesien in 
den Grenzen von 1937 das Bild einer zielbewußten 
Entnationalisierung einer starken deutschen Bevöl- 
kerungsgruppe. Ohne die negativen Einwifkungen 
des herrschenden Regimes wären in Oberschlesien 
die Voraussetzungen für nationale Zusammenarbeit 
und künftige Verständigung zwischen Deutschen und 
Polen gegeben. 

Die hinsichtlich 'der anderen ostdeutschen Gebiete 
erwähnten Beschwerden über eine inhumane Ein- 
schränkung der Familienzusammenführung, der Aus- 
wanderung und des Paketverkehrs treffen auch auf 
Oberschlesien zu. 


3. Die Deutschen in Polen 

Im Westteil des polnischen Staatsgebiets inner- 
halb seiner Vorkriegsgrenzen leben heute noch an 
300 000 Deutsche, von denen die große Mehrheit 
den Zweisprachigen zugezählt werden muß. Der 
Großteil dieser Zweispr adligen befindet sich in Ost- 
Oberschlesien. 

Besonders traurig wird die Lage der alten Men- 
schen ohne ausreichende Versorgung geschildert, die 
von ihren Angehörigen in West- und Mitteldeutsch- 
land nicht genügend unterstützt werden können. Von 
der Landsmannschaft der Weichsel- und Warthe- 
deutschen wurden die bescheidenen Wünsche nach 
Erleichterung des Paket- und Besuchs Verkehrs sowie 
nach Fortsetzung der Familienzusammenführung an- 
gemeldet. 

4. Die Nationalitätenpolitik in der CSSR 

Die Zahl der noch in der Tschechoslowakei zurück- 
gehaltenen Deutschen wird nach dortigen amtlichen 
Statistiken mit 163 000 'beziffert, /dürfte jedoch nach 
vorliegenden Anhaltspunkten 200 000 übersteigen. 
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In den Gebieten des Braunkoihlenbergbaues, der 
Gablonz-Haidaer Glasindustrie und im Egerland 
existieren noch zusammenhängende Gruppen der 
deutschen Bevölkerung, denen allerdings bis auf 
einige unter kommunistischer Leitung stehende 
private Kulturgruppen jedes kulturelle Eigenleben 
versagt wird. Schon in einem Bericht der „Föderali- 
stischen Union Europäischer Volksgruppen“ vom 
Februar 1959 wurde diese Diskriminierung der deut- 
schen Volksgruppe in der Tschechoslowakei bean- 
standet. Seither hat eine neue Verfassung der CSSR 
diese kulturelle Entrechtung einer hauptsächlich aus 
Facharbeitern undBergleuten ibestehendendeutschen 
Volksgruppe gesetzlich verankert, während anderen 
Volksgruppen (Ukrainern, Magyaren, Polen) ein 
kulturelles Eigenleben gesichert wird^). Im Paket- 
verkethr mit der CSSR wird ebenfalls die Einfuhr 
von Fibeln und sonstigen Lehrbeihelfen in deutscher 
Sprache unterbunden. 

Dessen ungeachtet liegen aus der Tschechoslowa- 
keii noch 51 385 unerledigte Anträge auf Auswande- 
rung in die Bundesrepublik vor, darunter 11 182 
Fälle von Familienzusammenführungen und Härte- 
fallregelungen. Wäre die Einbringung von Ausreise- 
anträgen nicht länger mit persönlichen Nachteilen 
verbunden, so würde sich nach verläßlichen Berich- 
ten das Bestreben nach Ausreise in die Bundes- 
republik auf die Mehrheit der in der CSSR lebenden 
Deutschen ausdehnen. 

Von der sudetendeutschen Landsmannschaft wer- 
den eigene Radiosendungen von westdeutschen 
Rundfunkstationen für die Ostblockstaaten als eine 
wirksame Form der geistigen und moralischen Hilfe 
an die dort ziurückgehaltenen Deutschen bezedchnet. 
Als Positivum ist anzuführen, daß es im Verlaufe 
von zehn Jahren nach Überwindung mannigfacher 
Schwierigkeiten den westdeutschen Sozialversiche- 
rungsträgern gelungen ist, den größten Teil der 
Versicherungsunterlagen der vertriebenen Sudeten- 
deutschen aus der Tschechoslowakei zu besorgen. 
Bis zum 31. Dezember 1960 konnten 245 243 Original- 
unterlagen aus der CSSR entgegengenommen und 
weitere 25 898 Fälle, bei denen kein Versicherungs- 
verhältnis vorlag, geklärt werden. Im selben Zeit- 
raum wurden 387 544 Anforderungen gestellt, so daß 
Anfang 1961 noch 116 403 Fälle unerledigt sind. 
Diese Ziffern beleuchten auch das Ausmaß der so- 
zialpolitischen und rechtlichen Probleme, die nach 
den Vertreibungen übrig geblieben sind. 

Von den 150 000 Deutschen in der Slowakei, deren 
Vorfahren über 800 Jahre dort gelebt haben, befin- 
den sich noch etwa 20 000 Menschen im Lande. Hie 
und da singt noch eine Kulturgruppe deutsche Lieder. 
Darüber hinaus ist jedes freie Kulturleben unter- 
bunden. Das Verhältnis dieser 20 000 Deutschen zur 
slowakischen Bevölkerung wird als ausgezeichnet 
geschildert. 


9 Artikel 25 der am 11. Juli 1960 beschlossenen „Ver- 
fassung der Tschechoslowakischen sozialistischen Repu- 
blik" hat folgenden Wortlaut: „Den Bürgern unga- 
rischer, ukrainischer und polnischer Nationalität 
gewährleistet der Staat alle Möglichkeiten und Mittel 
zur Bildung in der Muttersprache und zu ihrer 
kulturellen Entwicklung." 


5. Die deutschen Volksgruppen in Ungarn 

Der in Ungarn verbliebene größere Teil der dor- 
tigen deutschen Volksgruppen — an 300 000 Men- 
schen — war nach dem Abschluß der Austrei- 
bungen einem starken Entnationalisierungsdruck 
ausgesetzt. Seit den Vorgängen im Oktober 1956 ist 
allerdings eine gewisse Stabilisierung des deutschen 
Schulwesens und des deutschen Sprachunterrichts 
zu verzeichnen. Kontakte durch Besuchsreisen aus 
Österreich und der Bundesrepublik sind relativ 
wenig behindert. Paketsendungen werden großzügi- 
ger behandelt als in anderen Ostblockländern. 
Literatursendungen und Spenden an gottesdienst- 
lichen Hilfsmitteln werden ebenfalls zugelassen. 
Amtliche Unterlagen und Dokumente können in der 
Regel besorgt werden. Insgesamt bewerben sich 
noch 4000 Ungarndeutsche um Ausreise in die Bun- 
desrepublik, davon sind 1800 Fälle von Familien- 
zusammenführung. 

6. Die Deutschen in Jugoslawien 

Von dieser Volksgruppe, die vor dem Kriege 
Über eine halbe Million Menschen zählte, sind fast 
150 000 Opfer der Nachkriegsereignisse zu beklagen. 
Der Ausreise der dort verbliebenen Deutschen in die 
Bundesrepublik wurden relativ wenig Schwierig- 
keiten entgegengesetzt. Es dürften daher nur noch 
wenig mehr als 5000 Jugoslawiendeutsche auf die 
Ausreise nach Westdeutschland warten. Die voll- 
ständige Enteignung der Deutschen nach dem Kriege 
ließ in Jugoslawien ebenso wie in anderen Ländern 
vermögensrechtliche Fragen offen. — Vorläufig ist 
noch keine Gräberpflege möglich, wie sie etwa in 
Polen oder der CSSR durch Hilfseinrichtungen ge- 
stattet ist. Gegenüber den Völkern Jugoslawiens, 
mit denen die dortigen Deutschen in guter Nach- 
barschaft lebten, besteht noch eine ausgesprochen 
positive Einstellung der Vertriebenen. 

I 

7. Die Deutschen in Rumänien 

Es wird hervorgehoben, daß Rumänien nach dem 
Kriege keine Ausschreitungen gegen Deutsche er- 
lebt hat. Rumänien selbst hat auch keine Austrei- 
bungen durchgeführt, wohl aber eine generelle Ent- 
eignung der Deutschen, die in Siebenbürgen seit 
800 Jahren einen konstituierenden Bestandteil der 
dortigen Bevölkerung bildeten. Das entwurzelte 

I Freibauerntum Siebenbürgens und die einst wohl- 
habende bäuerliche Bevölkerung des Banat sind in 
die Industrie abgedrängt worden. Im Handwerk 
wurden auch Einmannbetriebe enteignet. Dadurch 
ist eine früher zu 75 v. H. bäuerliche Volksgruppe 
proletarisiert worden, bildet aber mit ihrer aner- 
kannten wirtschaftlichen Tüchtigkeit noch immer ein 
wichtiges Element im Lande. 

Einen schweren Aderlaß für die deutsche Volks- 
gruppe in Rumänien bedeuteten die von der Sowjet- 
regierung veranlaßten Deportationen in die Sowjet- 
union, von denen an 100 000 junge Deutsche, vor 
allem junge Frauen und Mädchen, betroffen wurden? 
ein großer Teil der Deportierten kehrte erst Anfang 
der 50er Jahre zurück. 
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Die Zahl der noch in Rumänien lebenden Deut- 
schen wird mit rd. 400 000 angegeben. Davon sind 
etwa 180 000 Siebenbürger Sachsen und 220 000 
Banater. In der Bundesrepublik befinden sich Ange- 
hörige dieser Volksgruppen, soweit sie vor den 
anrückenden russischen Truppen geflohen sind oder 
von der deutschen Wehrmacht aus Nordsiebenbür- 
gen evakuiert wurden. Es wird betont, daß der 
größte Teil der noch in Rumänien lebenden Deut- 
schen nach Deutschland auswandern möchte. Die 
Landsmannschaften der Banater Schwaben und der 
Siebenbürger Sachsen bejahen die Aufnahme diplo- 
matischer oder sonstiger Beziehungen mit Rumänien, 
„wenn dieser Schritt im gesamtdeutschen Interesse 
liegt", weil sie sich davon eine Erleichterung der 
Lage der dortigen Deutschen versprechen. Es sollte 
auch angestrebt werden, daß die Volksdeutschen, 
die aus Rumänien in die Bundesrepublik übersiedeln 
wollen, sich durch die Anmeldung zur Auswan- 
derung keiner rumänischen Verfolgung aussetzen. 
Die Zahl der bisher vorliegenden 28 799 Anträge für 
Auswanderung ist deshalb relativ gering, weil die 
Antragstellung bisher mit wirtschaftlichen Nach- 
teilen, vielfach auch mit dem Verlust des Arbeits- 
platzes verbunden war. In der genannten Anzahl 
von Anträgen befinden sich 13 214 von Familien- 
zusammenführungen und Härtefallregelungen. Im 
Rahmen dieser Bestandsaufnahme kam auch zur 
Sprache, daß sich in der rumänischen Südbukowina 
noch immer 4000 Angehörige der einstmals blühen- 
den deutschen Volksgruppe dieses östlichsten Öster- 
reichischen Kronlandes (Buchenlanddeutsche) befin- 
den. Zur dortigen rumänischen und ukrainischen 
Bevölkerung bestehen noch immer die traditionell 
guten Beziehungen, auch von seiten der in der 
Bundesrepublik lebenden Buchenlanddeutschen. 
Rumänien ist das einzige Ostblockland, das unter 
den ausgewanderten Deutschen eine Rückkehrpro- 
paganda entfaltet. Umsiedler können über die SBZ 
wieder in die alte Heimat zurückkehren, wo sie 
allerdings grundlegend veränderte Verhältnisse 
vorfinden. 

8. Die Deutschen aus den baltischen Ländern und 
der Sowjetunion 

Die Härte des Schicksals der von Hitler miß- 
brauchten deutschen Volksgruppen wurde in den 
Berichten über den Leidensweg der Deutschen aus 
den baltischen Ländern sichtbar. Durch die eingangs 
geschilderten Umsiedlungen, Rücksiedlungen und 
Verschleppungen haben die Deutschen Litauens, 
Estlands und Lettlands Verluste bis zu einem Drittel 
ihrer Gesamtzahl erlitten. Von den 52 000 Litauen- 
deutschen leben noch etwa 4000 in der alten Heimat. 
Zu den ehemaligen Mehrheitsvölkern in den bal- 
tischen Staaten — besonders zu ihren Emigrationen 
— formten sich unter dem Eindruck gemeinsam er- 
littener Katastrophen gute Beziehungen. Vielfach 
wurden z. B. nach dem Kriege zwangsrepatriierte 
Deutsche in einem Zustand völliger Erschöpfung von 
ihren litauischen, lettischen oder estnischen Nach- 
barn gastfreundlich aufgenommen. 

Tragisch war das Schicksal der Rußlanddeutschen, 
die durch Kriegsvorgänge und -folgen und durch die 


Deportation der Bevölkerung der deutschen Sied- 
lungsgebiete des europäischen und kaukasischen 
Raumes nach Sibirien (Omsk-Tomsk) und in die 
zentralasiatischen Sowjetrepubliken (Kasachstan), 
schätzungsweise 300 000 Menschen verloren haben. 
Vielfach wurden die Männer von ihren Familien 
getrennt und unter härtesten Bedingungen zur 
Zwangsarbeit angehalten. 

Nach der Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik und der Sowjetunion 
gewährte ihnen die Sowjetregierung verschiedene 
Erleichterungen. Durch ein Dekret des Obersten 
Sowjet vom 28. September 1955 „über die vorzeitige 
Befreiung der deutschen Staatsbürger, die von den 
Gerichtsorganen der UdSSR für Verbrechen gegen die 
Völker der Sowjetunion während des Krieges be- 
straft wurden", sind die über die deutsche Volks- 
gruppe verhängten Kollektivstrafen gemildert wor- 
den. Ein weiteres Dekret vom 13. Dezerhber 1955 
gewährte eine Amnestie für Sowjetbürger, „welche 
Während des Großen Vaterländischen Krieges von 
1941 bis 1945 die Okkupanten unterstützt haben". 
Auf Grund dieser Maßnahmen konnten die Ruß- 
landdeutschen die bisherigen Straflager und Inter- 
nierungsorte verlassen, durften aber nicht in ihre 
alten Wohnorte zurückkehren. Trotzdem gelang in 
vielen Fällen eine Vereinigung der seit den Depor- 
tationen zerrissenen Familien. Besonders ln den 
Aufbaugebieten Innerasiens strömten dann viele 
Rußlanddeutsche zusammen. Für sie werden neuer- 
dings auch in Alma Ata deutsche Sendungen aus- 
gestrahlt, außerdem dürfen wieder deutsche Zeitun- 
gen kommunistischen Inhalts gedruckt werden, und 
auch Anfänge gottesdienstlicher Betreuung sind zu 
verzeichnen. Das Drama der Rußlanddeutschen bil- 
det ein wesentliches Element in der Gestaltung der 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und der 
Sowjetunion. In der Bundesrepublik leben etwa 
80 000 Rußlanddeutsche. Von diesen 20 000 Familien 
hat noch jede dritte einen nächsten Angehörigen 
(Eltern, Kinder oder einen Ehegatten) in der Sowjet- 
union. Unter diesen Voraussetzungen sind bisher 
bei der deutschen Botschaft in Moskau rd. 90 000 
Anträge auf Rückführung nach Deutschland gestellt 
worden. Eine weitere Anzahl solcher Anträge ist 
beim Deutschen Roten Kreuz eingelaufen. Die 
wegen dieser humanitären Rrqbleme von der Deut- 
schen Botschaft geführten Verhandlungen gipfelten 
in der Unterzeichnung eines deutsch-sowjetischen 
Abkommens am 8. April 1958 über die Rückführung 
und Familienzusammenführung, deren Verwirk- 
lichung zur Berichtszeit noch Gegenstand eines wei- 
teren Meinungsaustausches zwischen Bonn und 
Moskau ist. Von 1958 bis 1960 wurden fast 13 000 
Deutsche aus der Sowjetunion in die Bundesrepublik 
entlassen. 

Die menschliche Problematik hinter der Aufgabe 
einer Normalisierung der Beziehungen mit den Ost- 
blockstaaten wird im Falle der Sowjetunion durch 
die folgenden Angaben der Suchdienst-Leitstelle des 
Deutschen Roten Kreuzes charakterisiert: 

1. Es liegen dem Deutschen Roten Kreuz z. Z. 
193 400 unerledigte Anträge auf Unterstützung 
von Ausreisebegehren aus der Sowjetunion in 
die Bundesrepublik Deutschland vor. 


7 



Drucksache 2807 


Deutscher Bundestag * — 3. Wahlperiode 


2. Davon stammen 11 400 von Angehörigen der 
Gruppe A, d. h. von Deutschen, die am 21. Juni 
1941 bereits die deutsche Staatsangehörigkeit 
besaßen und sich deshalb auf die Regierungs- 
vereinbarungen vom 8. April 1958 beziehen 
können. 13 500 Angehörige idieser Gruppe haben 
bereits Ausreisegenehmigung erhalten. Die Her- 
stellung diplomatischer Beziehungen zur Sowjet- 
union hat also, weil sie Regierungsverhandlun- 
gen über Repatriierung möglich machte, für 
diese Gruppe tatsächlich eine konkrete Bedeu- 
tung igehabt. 

3. 182 000 Anträge stammen von anderen in -der 
Sowjetunion festgehaltenen Deutschen, und zwar 
ausnahmslos von Rußlanddeutschen. Für diese 
enthält die Regierungsvereinbarung keine kon- 
krete Zusage, sondern nur üas' allgemeine Be- 
kenntnis beider Regierungen zum Prinzip der 
Familienzusammenführung. Tatsächlich sind seit 
Abschluß der Regierungsverhandlungen vom 
April 1958 bis zur Vorlage dieses Berichtes nur 
ca. 400 Personen aus dieser großen Gruppe zur 
Ausreise in 'die Bundesrepublik gekommen (und 
zwar in Auswirkung der Anträge, die das 
Deutsche Rote Kreuz an das Sowjetische Rote 
Kreuz geschickt hat). 

4. Von den 182 000 Deutschen in der Sowjetunion, 
deren Aussiedlungsanträge noch unerledigt sind, 
sind 152 000 sogenannte Administrativumsied- 
ler: Personen, die während des Krieges nach 
Deutschland umgesiedelt und in Deutschland ein- 
gebürgert wurden und nach unseren Gesetzen 
also heute noch deutsche Staatsangehörige sind. 
Für diesen Personenkreis besteht damit also eine 


Sorgepflicht der Bundesregierung. Die Bundes- 
regierung hat aber nur begrenzte Möglichkeiten, 
dieser Pflicht nachzukommen, weil diese Men- 
schen von der Sowjetunion als Sowjetbürger an- 
gesehen werden. 

5. Die übrigen 30 000 Personen, die Anträge gestellt 
haben, sind nichtumgesiedelte Sowjetbürger 
deutscher Volkszugehörigkeit. Allerdings haben 
14 600 dieser Antragsteller nächste Angehörige 
in der Bundesrepublik, haben also nach § 94 des 
Bundesvertrieb enengesetzes Einreisegenehmi- 
gung in idie Bundesrepublik zu erhalten, wenn 
sie 'darum nachsuchen. Für diese Gruppe stützt 
sich die Bundesregierung auf das sowjetische 
Bekenntnis zum Prinzip der Familienzusammen- 
führung. 

S cMußbemerkung 

Aus dem oben Dargelegten geht hervor, daß in 
den osteuropäischen Ländern und in der Sowjet- 
union menschliche Notstände erheblichen Umfanges 
bestehen, die teils völkerrechtliche Zuständigkeiten, 
teils moralische Verpflichtungen der Bundesrepublik 
berühren. Der deutschen Demokratie kann auch 'das 
Schicksal jener Volksdeutschen nicht gleichgültig 
bleiben, 'die durch Handlungen des Hitierregimes 
in tragische Verstrickungen hineingezogen wurden. 
Eine weit ausschauende Friedenspolitik erfordert ein 
großzügiges Verständnis dafür, daß 'der Gedanke 
einer Kollektivschuld von Menschen des gleichen 
Sprach- und Kulturkreises endlich dem Gebot der 
Gerechtigkeit und dem Willen zur Versöhtiung 
weichen sollte. 


Bonn, den 9. Juni 1961 

Jaksch 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgef ordert, bei der Ge- 
staltung der Beziehungen zu den osteuropäischen 
Ländern und der Sowjetunion besondere Aufmerk- 
samkeit und Sorge den erheblichen menschlichen 
Notständen zuzuwenden, die dort für deutsche 
Staats- und Volkszugehörige noch immer bestehen 
und die im Bericht des Ausschusses für auswärtige 
Angelegenheiten über die Schicksale der deutschen 
Bevölkerungen in Osteuropa und der Sowjetunion 
seit 1939 — Drucksache 2807 — - dargelegt sind. 

Bonn, den 9. Juni 1961 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
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Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Jaksch 

Berichterstatter 



